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Themenfeld  

Steigende Klimakosten sozial abfedern 

Maßnahme   

Klimakosten im Kfz-Verkehr   

Hauptinstrument   

Soziale Rückverteilung der Einnahmen aus dem CO2-Preis 

Beschreibung der Maßnahme   

Externe Kosten der Mobilität müssen sich in Nutzungskosten widerspiegeln, um 
klimaverträgliche gegenüber klimaschädlicher Mobilität zu privilegieren. Dies beeinflusst 
das Mobilitätsverhalten und erlaubt zugleich vielfältige Reaktionen, um Ausgaben zu 
reduzieren und Emissionen einzusparen. 

Auf Bundesebene ist dafür ein Ende der Deckelung des CO2-Preises erforderlich. Im 
Emissionshandelssystem (EHS) II der Europäischen Union, das ab 2027 den Straßenverkehr 
miteinschließt, bildet sich der CO2-Preis am Markt durch Angebot und Nachfrage. Die EU 
hat Einfluss auf das Angebot an Zertifikaten. Dieses ist darauf ausgerichtet, dass die 
Emissionen bis 2030 gegenüber 2005 um 42 Prozent sinken. Dieses Ambitionsniveau liegt 
hinter den Klimazielen Baden-Württembergs. Allerdings zeigen Berechnungen, dass der 
CO2-Preis dennoch bis 2030 auf über 200 Euro pro Tonne ansteigen kann, wenn vorher die 
Pkw-Flotte nicht deutlich klimafreundlicher wird.  

Die CO2-Preis-Einnahmen, die auf den Straßenverkehr zurückgehen, könnten in etwa hälftig 
in die Erhöhung der Regionalisierungsmittel fließen und hälftig an Einwohnerinnen und 
Einwohner rückverteilt werden. Dadurch würde eine soziale Abfederung der CO2-
Preiserhöhung sichergestellt. Die Rückverteilung kann u. a. mit dem von der 
Bundesregierung geplanten Klimageld erfolgen. 

Investitionen müssen die soziale Wirkung der Maßnahmen beachten, denn Zusammenhalt 
ist der Schlüssel dafür, ob Klimaschutz in der Gesellschaft akzeptiert und erfolgreich 
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realisiert wird. Mit dem EHS II stehen Deutschland Gelder zur Bekämpfung von 
Mobilitätsarmut und Abfederung sozialer Härten im Rahmen eines EU-Klimasozialfonds zur 
Verfügung. Außerdem ist eine soziale und klimafreundliche Mobilitätsförderung in Baden-
Württemberg in Arbeit.  

Verkehrliche Wirkung   

Der CO2-Preis führt zu höheren Nutzungskosten für fossil betriebene Pkw. Die Wahl des 
Verkehrsmittels fällt daher weniger auf die Pkw-Nutzung und mehr auf den Umweltverbund, 
der durch die wachsenden Regionalisierungsmittel gestärkt wird. Langfristig kann es zudem 
zu einer Verringerung des Pkw-Besitzes kommen und zu einer Steigerung der 
Neuzulassungen klimaneutraler Pkw und Lkw. Dies wird auch durch die soziale und 
klimafreundliche Mobilitätsförderung in Baden-Württemberg begünstigt, sowie die 
Bundesmaßnahmen im Rahmen des EU-Klimasozialfonds.  

Klimaeffekt   

Die vermiedene Fahrleistung führt zu einem reduzierten Energieverbrauch und THG-
Emissionen. 

Die Verlagerung von Verkehrsleistung vom Pkw auf den Umweltverbund führt zu einer 
effizienteren Abwicklung von Verkehr, einem reduzierten Energieverbrauch und THG-
Emissionen, auch weil die Schiene mit einem zunehmenden Anteil an erneuerbarem, 
klimaneutralem Strom betrieben wird und der Rad- und Fußverkehr emissionsfrei sind. 

Die zunehmend klimaneutrale Fahrleistung (z. B. BEV-Pkw) verursacht keine verkehrlichen 
THG-Emissionen. 

Bezüge zu anderen Maßnahmen   

Ein massiver Angebotsausbau des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) und soziale 
Tarife sind Grundlage für soziale Teilhabe. Bessere Infrastrukturen für Rad- und Fußverkehr 
stärken ebenfalls die Mobilität im eigenen Umfeld und mit weniger Kosten. Synergien 
existieren auch zu Maßnahmen, die ebenfalls die Antriebswende fördern.  
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Maßnahme 1 (öffentliche Ladeinfrastruktur), Maßnahme 2 (private Ladeinfrastruktur), 
Maßnahme 3 (Marktdurchdringung Elektroauto), Maßnahme 4 (Privilegieren von 
klimafreundlichen Fahrzeugen), Maßnahme 6 (klimafreundliche Lkw), Maßnahme 14 
(Umweltverbund), Maßnahme 15 (Radverkehrsnetze), Maßnahme 16 (Fußverkehr), 
Maßnahme 18 (Ortsmitte), Maßnahme 19 (Mobilität garantieren), Maßnahme 20 
(Pünktlichkeit und Anschlusssicherheit), Maßnahme 24 (Klimamobilitätspläne), Maßnahme 
25 (Verkehrsmanagement u. Verkehrssteuerung), Maßnahme 26 (Verkehrssparende 
Siedlungsstrukturen), Maßnahme 28 (Kommunikation für Maßnahmen der Roadmap) 

Umsetzungsprozess   

Das Land setzt sich auf Bundes- und EU-Ebene für einen wirksamen CO2-Preis, wirksame 
Maßnahmen im Rahmen des EU-Klimasozialfonds und die Abschaffung bzw. Umgestaltung 
klima- und sozialschädlicher Subventionen ein. Der CO2-Preis soll sich ab 2027 am Markt 
bilden. Die Einnahmen sollen an Einwohner und Einwohnerinnen rückverteilt und in 
nachhaltige Mobilität investiert werden. Außerdem bringt das Land eine soziale und 
klimafreundliche Mobilitätsförderung auf den Weg, die sich auf das E-Leasing für Haushalte 
mit geringem Einkommen konzentriert. 

Landesaufgaben   

Das Land fordert einen wirksamen CO2-Preis mit Verwendung für Regionalisierungsmittel 
und Rückverteilung auf Bundesebene in Form eines Klimageldes ein. 

Das Land setzt sich beim Bund dafür ein, dass bestehende Subventionen im 
Verkehrsbereich klimafördernd und sozial gerecht ausgestaltet sein müssen.  

Das Land erarbeitet ein Programm für soziale und klimafreundliche Mobilitätsförderung. 
Dies soll Haushalten mit geringem Einkommen das Leasing eines E-Pkw ermöglichen. 
Dadurch steigt der E-Pkw-Anteil und die Mobilitätsarmut sinkt. Darüber hinaus können die 
Haushalte Erfahrungen mit E-Mobilität sammeln und schaffen durch das Leasing einen 
bislang fehlenden E-Gebrauchtwagenmarkt, der die Elektromobilität wiederrum für 
Folgehaushalte zugänglich macht. 
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Rolle der Kommunen   

Die Kommunen sollen die Debatte zur Entlastung der öffentlichen Haushalte unterstützen. 

Forderungen an Bund und EU   

Der Bund und EU sollen wirksame CO2-Preise mit Nutzung der Einnahmen aus dem 
Verkehrssektor zur Aufstockung der Regionalisierungsmittel für Bundesländer sowie eine 
Rückverteilung an die Einwohnenden festlegen. 

Klima- und sozialschädliche Subventionen (Pendlerpauschale, Dienstwagenprivileg, 
Dieselbesteuerung, Kerosinsteuerbefreiung etc.) müssen durch den Bund abgebaut werden. 

Der Bund soll wirksame Maßnahmen mit den Mitteln des EU-Klimasozialfonds umsetzen. 

Wirtschaftliche Bewertung   

Preise für CO2-Zertifikate werden auf übergeordneter politischer Ebene getroffen bzw. von 
dieser beeinflusst. 

Für die Mehrheit der Bürger:innen hat die Rückverteilung der Einnahmen aus dem CO2-Preis 
einen positiven monetären Effekt, wenn sie ihr Verkehrsverhalten entsprechend anpassen 
und zum Beispiel mehr öffentliche Verkehrsmittel nutzen. Für Unternehmen ist ein klarer 
Ansporn für klimafreundliches Wirtschaften gesetzt. Eine Transformation führt zu einer 
höheren Wettbewerbsfähigkeit, einer Effizienzsteigerung sowie Energieunabhängigkeit.  

Klimaschädliche Subventionen sind in hohem Maß unwirtschaftlich. Ihr Ab- oder Umbau ist 
deshalb als positiv zu bewerten. 

Die Förderung von E-Leasing kommt auch der Privatwirtschaft (z. B. Autohäusern) zugute, 
da mehr Verträge abgeschlossen werden. 
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Soziale Dimension   

Die Maßnahme führt zu einer gerechteren Bepreisung von Verkehrsmitteln gemäß deren 
Umwelteinfluss und zu der Veränderung des Kostenverhältnisses von Pkw und öffentlichem 
Verkehr. 

Preiserhöhungen für fossile Pkw treffen arme Haushalte weniger als wohlhabende 
Haushalte, denn 50 Prozent der Haushalte mit niedrigen Einkommen besitzen keinen Pkw. 
Sie fahren im Schnitt auch nur geringe Entfernungen mit dem Pkw, während wohlhabende 
Haushalte deutlich mehr unterwegs sind. Dennoch ist ein Teil der ärmeren Haushalte 
betroffen, insbesondere, wenn der Umstieg auf einen elektrischen Pkw nicht möglich ist. 

Die Maßnahme zielt auf bessere soziale Teilhabe von Menschen mit niedrigem 
Haushaltsbudget, Kindern, Jugendlichen und Familien, pflegenden Angehörigen, 
Senior:innen sowie Migrant:innen. Viele andere Kompensationsideen richten sich nur an 
Autobesitzer:innen und schließen zahlreiche Menschen aus. Von einer Rückverteilung der 
Einnahmen profitieren hingegen ärmere Haushalte in der Regel überdurchschnittlich im 
Vergleich zu einkommensstarken Haushalten. 

Eine Abschaffung klimaschädlicher Subventionen kommt langfristig allen zugute. 

Stadt – Land Unterschiede  

Höhere Kfz-Kosten im Verkehr sind für Menschen mit geringem Haushaltsbudget besonders 
in ländlichen Räumen schwieriger mit anderen Verhaltensweisen zu kompensieren. Das 
Angebot von Bussen und Bahnen ist hier weniger ausgeprägt als in Ballungsräumen. Umso 
wichtiger ist die Verbesserung des ÖPNV-Angebots in ländlichen Räumen im Sinne der 
Mobilitätsgarantie. 

 




